Anlage 12 Qualitätsprüfung


Vereinbarung zu Qualitätsprüfungen
in der DMP-Datenstelle Brandenburg

zwischen den

Auftraggebern im Verhältnis zum Auftragnehmer  
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	1. Vorbemerkungen
	Vorbemerkung

	
	

	1.1 Grundsätze
	

	
	

	Diese Vereinbarung bezieht sich inhaltlich auf alle zwischen den Vertragspartnern geschlossenen Verträge der Strukturierten Behandlungsprogramme nach § 137f SGB V, soweit nicht nachfolgend etwas Abweichendes festgelegt ist.


	

	Der Qualität der DMP- Dokumentationsdaten kommt vor dem Hintergrund des Risikostrukturausgleiches eine hohe Bedeutung zu.

Darüber hinaus hängen die Honorarzahlungen an ärztliche DMP-Teilnehmer maßgeblich von der Qualität der Tätigkeit der Datenstelle ab.
	

	
	

	Voraussetzung hierfür ist zum einen die vertragsgemäß korrekte Datenverarbeitung, die ordnungsgemäße und termingerechte Übermittlung der Dokumentationsdaten und zum anderen die ordnungsgemäße Vorhaltung der für den Nachweis der DMP- Zeiten erforderlichen Unterlagen durch die DMP- Datenstelle.
	

	
	

	Vor diesem Hintergrund haben sich die Vertragspartner dieser Vereinbarung darauf verständigt, ein Verfahren zur regelmäßigen Prüfung der Datenstelle einzurichten.


	

	Hierbei ist eine Beauftragung Dritter („Nichtvertragspartner“) für die Durchführung des Prüfverfahrens ausgeschlossen.
	

	
	


	1.2 Aufgaben der Geschäftsstelle
	

	Um die regelmäßigen Qualitätsprüfungen in der Datenstelle zu standardisieren und die Datenstelle bei der Ausführung des „Tagesgeschäftes“ während einer Prüfung so wenig wie möglich zu beeinträchtigen, beauftragen die Vertragspartner die Geschäftsstelle der ARGE-DMP-BB bzw. der ARGE-DMP-BK-BB (nachfolgend als Arbeitsgemeinschaft bezeichnet) mit der Vor- und Nachbereitung der nachfolgend beschriebenen Qualitätsprüfungen in der Datenstelle. 

Der Geschäftsstelle obliegt insbesondere die Terminabstimmung für die Prüfungen mit den verantwortlichen Mitarbeitern und der Datenstelle einschließlich der zusammenfassenden Erstellung und Auswertung der Prüfberichte.  

Die Beauftragung erfolgt für den Zeitraum der Laufzeit der Disease- Management- Programme. 


	

	
	

	Die internen Qualitätssicherungsmaßnahmen der DMP-Datenstelle bleiben von den im nachfolgenden beschriebenen Qualitätsprüfungen unberührt.
	

	
	

	2. Qualitätsprüfungen in der Datenstelle
	Qualitätsprüfungen in der Datenstelle

	
	

	2.1 Ziel der Qualitätsprüfungen
	Ziel der Qualitätsprüfungen

	
	

	Die Qualität der Daten- und Aktenlage soll durch regelmäßige externe Stichprobenprüfungen in der Datenstelle begleitet werden:
	

	
	

	· Fehler in der Fallbearbeitung durch die Datenstelle werden zeitnah aufgedeckt und behoben.
	

	
	

	· Bedarf an personenbezogenen Qualifizierungsmaßnahmen kann zeitnah erkannt und realisiert werden.
	

	
	

	· Systematische Fehler in der Umsetzung durch die Datenstelle werden zeitnah erkannt und können abgestellt werden.
	

	
	

	2.2 Inhalt der Qualitätsprüfungen
	Inhalt der Qualitätsprüfungen

	
	

	Gegenstand der Qualitätsprüfungen in der Datenstelle sind

insbesondere:
	

	
	

	· die Qualität der Dokumentationen (Erst- und Folgedokumentationen) in Bezug auf:
	

	
	

	· die Dokumentation des Posteinganges
	

	
	

	· die Prüfung des fristgerechten Eingangs
	

	
	

	· die Prüfung der Vollständigkeit und Plausibilität unter Berücksichtigung der Plausibilitätsrichtlinien der Verbände der gesetzlichen Krankenkassen auf Bundesebene
	

	
	

	· die Prüfung des korrekten Arzt-Versichertenbezuges (nur bei Folgedokumentationen)
	

	
	

	· die vertragsgemäße Umsetzung des Korrekturverfahrens unter Berücksichtigung der Anforderungen des Bundesversicherungsamtes an deren Form
	

	
	

	· die Richtigkeit der Erfassung der Daten
	

	
	

	· die korrekte Durchführung des eDMP-Verfahrens 
	

	
	

	· die Richtigkeit der Weiterleitung der Daten
	

	
	

	· die vollständige und lückenlose Archivierung der Dokumentationen und des Schriftwechsels zum Korrekturverfahren
	

	Darüber hinaus können eine Arbeitsgemeinschaft, ein Kassenverband, eine Krankenkasse, die KVBB/LKB andere Schwerpunkte und Inhalte der Prüfungen schriftlich vorschlagen.
	

	Bei der Prüfung ist sicherzustellen, dass alle Behandlungsprogramme einbezogen werden und der Prozessablauf im Ganzen erfasst wird.
	

	
	

	2.3 Durchführung der Qualitätsprüfungen
	Durchführung der Qualitätsprüfungen

	
	

	Die Qualitätsprüfungen erfolgen durch besonders beauftragte Mitarbeiter(innen) der Mitglieder der Arbeitsgemeinschaft bzw. der von Ihnen vertretenden Krankenkassen und erfolgt jeweils zugleich im Namen der übrigen Vertragspartner in den Räumen der Datenstelle.
	

	
	

	Die Prüfung kann quartalsweise jeweils auf der Basis von Stichproben bezogen auf die im Datenbestand der Krankenkassen und der KVBB/LKB für das vorherige Quartal gespeicherten Daten erfolgen. Die Vertragspartner haben zudem die Möglichkeit, rechtzeitig vor Beginn der jeweiligen Prüfung der Geschäftsstelle Fälle zu melden, die in die Prüfung einbezogen werden sollen.
	

	
	

	Jedes Quartal sollen mindestens 100 Fälle geprüft werden. Die Stichprobenfälle werden der Datenstelle vier Wochen vor Beginn der Qualitätsprüfung durch die Geschäftsstelle bekannt gegeben.
	

	
	

	Die Prüfung erfolgt anhand der Daten in der Datenstelle und wird durch Vergleich mit den Daten des die Prüfung initiierenden Vertragspartners durchgeführt. Die die Prüfung durchführenden Mitarbeiter(innen) sind an die Weisungen des auftraggebenden Vertragspartners gebunden.
	

	
	

	Der Vertragspartner hat auf Wunsch der beauftragten Mitarbeiter(innen) den Auftrag, die Weisungen und die Erläuterungen zu präzisieren; sie sind schriftlich zu erteilen.
	

	
	

	2.4 Dokumentation der Qualitätsprüfungen
	Dokumentation der Qualitätsprüfungen

	
	

	Die Durchführung der Qualitätsprüfungen sowie die getroffenen Feststellungen sind durch die prüfenden Mitarbeiter (innen) fallbezogen und lückenlos zu dokumentieren. Sämtliche Unterlagen sind der Geschäftsstelle nach Abschluss der Prüf-arbeiten zu übergeben.
	

	
	

	Das Ergebnis wird von den Prüfern gemäß Punkt 2.3 den auftraggebenden Vertragspartnern sowie der DMP-Datenstelle in Form eines Prüfberichtes bekannt gegeben. Das Ergebnis wird von der Geschäftsstelle anonymisiert und zusammengefaßt allen Vertragspartnern bekannt gegeben. Die Prüfberichte sind von der Geschäftsstelle sieben Jahre, beginnend mit dem dem Prüfzeitraum folgenden Kalenderjahr, zu archivieren.


	

	
	

	3. Datenschutzbestimmungen


	

	3.1 Allgemeine Grundsätze
	

	
	

	Die Geschäftsstelle und die mit den Prüfungen nach dieser Vereinbarung beauftragten Mitarbeiter(innen) sind bezogen auf die Aufgaben nach dieser Vereinbarung auf das Datengeheimnis u. a. gem. § 35 SGB I bzw. § 5 BDSG verpflichtet.

Die Vorschriften der Datenschutzvereinbarungen zu den jeweiligen Verträgen zur Durchführung der Strukturierten Behandlungsprogramme nach § 137f SGB V finden entsprechende Anwendung.
	

	
	

	Die Geschäftsstelle trägt die Gewähr dafür, dass die in der Anlage zu § 78a SGB X bzw. § 9 BDSG genannten technischen und organisatorischen Maßnahmen getroffen worden sind und eingehalten werden. Sofern ergänzende Weisungen der Vertragspartner schriftlich ergangen sind, trägt die Geschäftsstelle auch die Gewähr für deren Einhaltung. Ab dem 25.05.2018 gelten die technischen und organisatorischen Maßnahmen gemäß Artikel 32 Abs. 1 und 2 i.V.m. Artikel 28 Abs. 1 EU-DSGVO. Sie sind entsprechend dem jeweiligen Stand der Informationstechnik und -sicherheit sowie des Datenschutzes anzupassen.
	

	
	

	3.2 Pflichten der beauftragten Mitarbeiter(innen)
	

	
	

	Die mit den Prüfungen beauftragten Mitarbeiter(innen) verwenden die zur Prüfung erhaltenen Daten ausschließlich für die Erfüllung dieser Vereinbarung. Sie erheben nur Daten, zu deren Erhebung/Prüfung sie beauftragt sind. Sie bewahren die Daten unter Verschluss und nur solange auf, wie es für die Erfüllung der Prüfaufgabe notwendig ist. Eine Weitergabe an Dritte ist ausgeschlossen. 
	

	
	

	
	

	
	

	Die beauftragten Mitarbeiter(innen) verpflichten sich, Kopien oder Duplikate für andere Zwecke nicht zu erstellen.
	

	
	

	3.3 Pflichten der Vertragspartner
	

	
	

	Der beauftragende Vertragspartner bzw. die zugehörige Krankenkasse entscheidet über die Zulässigkeit der Datenerhebung, -verarbeitung oder -nutzung und bleibt in jeder Phase der Datenverwendung verantwortlich für die Wahrung der Rechte derjenigen, deren Daten erhoben, verarbeitet oder genutzt werden. Das alleinige Verfügungsrecht über die Daten verbleibt beim beauftragenden Vertragspartner bzw. der zugehörigen Krankenkasse.
	

	
	

	Der beauftragende Vertragspartner ist verpflichtet und berechtigt, erforderlichenfalls Weisungen nach § 80 Abs. 2 Satz 3 SGB X betreffend die Ergänzung der bei den beauftragten Mitarbeitern der Geschäftsstelle vorhandenen technischen und organisatorischen Maßnahmen zu erteilen.
	

	
	

	Die weisungs-, empfangs- und kontrollberechtigten Personen - im Rahmen des Verfahrens - sind der Geschäftsstelle vom beauftragenden Vertragspartner schriftlich zu benennen. Sie haben sich bei der Ausübung ihrer Befugnisse zu legitimieren.

Im Falle der direkten Beauftragung durch eine einzelne Betriebskrankenkasse ist der zuständige Vertragspartner zu informieren.


	

	
	

	4. Haftung
	

	
	

	Bei Vertragsverletzungen haftet der für die beauftragten Mitarbeiter verantwortliche Vertragspartner im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen. Er übernimmt die Haftung für Schäden Dritter, die bei der Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung der Sozialdaten entstehen.
	

	
	

	5. Inkrafttreten, Laufzeit und Kündigung
	

	
	

	
	

	
	

	Diese Vereinbarung gilt bis auf Weiteres für den Zeitraum der Wirksamkeit der Verträge der zwischen den Vertragspartnern geschlossenen Verträge der Strukturierten Behandlungsprogramme nach § 137f SGB V.

Die Vereinbarung kann auf Beschluss der Arbeitsgemeinschaft oder durch schriftliche Kündigung mindestens eines Vertragspartners ohne Vorliegen von Gründen jederzeit beendet werden.
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